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Für eine lebendige Demokratie!

Demokratie ist die Vision, dass wir unser Zusammenleben selbst organi-
sieren können, ohne die althergebrachten Herrscher. Dass eine Regierung 
möglich ist, die im Dienst des Gemeinwohls steht.

Heute merken wir in vielen Ländern, dass dieses demokratische Verspre-
chen unter Druck gekommen ist. Ökonomische Daten zeigen seit den 
1970er Jahren eine zunehmende Vermögens- und Machtkonzentration in 
den OECD-Staaten. Diese Ungleichheit und die Macht des großen Geldes 
über Meinungen und (Ab-)Stimmungen sind eine Bedrohung für die Demo-
kratie.

Wenn die Demokratie lebendig bleiben soll, dann müssen die Institutionen, 
die Parteien, PolitikerInnen und BürgerInnen die Vision einer gerechten 
Herrschaft und Gesellschaftsordnung erneuern und glaubwürdig verkör-
pern. Sonst wenden sich die Menschen von der Demokratie ab.

Mit dem Österreichischen Demokratie Monitor wollen wir mit unseren 
Möglichkeiten als SozialwissenschafterInnen einen Beitrag zu dieser demo- 
kratischen Erneuerung leisten: Entwicklungen aufzeigen, verlässliche  
Fakten bereitstellen, Diskussionen anregen und Öffentlichkeit schaffen. 

Dass dieses Projekt in so kurzer Zeit realisiert werden konnte, erfüllt mich 
mit großer Dankbarkeit: für die ideelle und finanzielle Unterstützung von 
Weggefährten und FreundInnen, für die großartige Arbeit unseres Teams, 
für alle Verbündeten und Partner im gemeinsamen Anliegen einer leben-
digen und starken Demokratie in unserem Land. Bleiben wir gemeinsam 
dran!

Mit herzlichen Grüßen,
Günther Ogris
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Anlässlich 
100 Jahre Republik  

schaffen wir ein fundiertes  
Messinstrument mit höchster  

Datenqualität für die verlässliche  
Orientierung über die Demokratie- 

entwicklung im Land, für das  
frühzeitige Erkennen von Warn- 

signalen, für die Stärkung  
der Demokratie in  

Österreich.
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Ergebnisse der ersten Messung 2018

Österreich ist demokratisch gefestigt

100 Jahre nach Gründung der Ersten Republik ist die Demokratie in Öster-
reich breit in der Bevölkerung verankert. Fast neun von zehn befürworten 
sie als beste Staatsform. Große Mehrheiten sprechen sich gegen eine Ein-
schränkung unabhängiger Gerichte, Medien, der Meinungsfreiheit oder der 
Rechte der Opposition aus.

Doch: eine Viertelmillion gegen die Demokratie

Dennoch ist das autoritäre Gespenst nicht völlig aus dem Land verschwun-
den: vier Prozent der Bevölkerung – das sind rund eine Viertelmillion 
Menschen – sprechen sich klar gegen die Demokratie und für eine autokra-
tische Herrschaft aus. Es bleibt daher eine Aufgabe für alle Institutionen 
und gewählten VertreterInnen, sich immer wieder klar zur Demokratie zu 
bekennen. 

Warnsignale

In der tieferen Analyse zeigt der ÖDM, wie eine zunehmende ökonomische 
Unsicherheit die Zufriedenheit mit der Demokratie unter Druck gesetzt hat:

•	 Menschen mit schlechten Arbeitsmarktchancen, in prekären Beschäfti- 
	 gungen oder mit geringen Einkommen sind mehrheitlich unzufrieden  
	 damit, wie das politische System in Österreich funktioniert.

•	 Hinzu kommen Zukunftssorgen, die auch in der Mittelschicht auf die  
	 Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie drücken. 

Enttäuschung kann sich zu Politikverdrossenheit verfestigen

Die Zahlen des ÖDM zeigen diese Gefahr deutlich auf: Menschen mit weni-
ger Bildung und finanziellen Ressourcen beteiligen sich signifikant weniger 
an Politik – von Wahlen bis zur Mitgliedschaft in Interessensvertretungen. 
Im Sinne einer lebendigen Demokratie sind diese Befunde ein Weckruf, den 
drohenden Kreislauf von Enttäuschung, fehlender Partizipation und man-
gelnder Repräsentation zu durchbrechen.

Wie steht es um die Demokratie in Österreich?

Der Österreichische Demokratie Monitor erfasst drei Kennzahlen, anhand derer die Entwick-
lung der Demokratie in Österreich beobachtet werden kann. Gemeinsam geben sie in kompak- 
ter Form Auskunft über Veränderungen in den Einstellungsmustern, den Bewertungen und  
der Partizipation der Bevölkerung. 

Die repräsentative Erhebung  
zum ÖDM 2018

Grundgesamtheit:  
Menschen ab 16 Jahren  
mit Wohnsitz in Österreich

Stichprobengröße:  
n=2.158, darunter n=300 Menschen  
im Alter von 16 bis 26

Erhebung:  
Methodenmix telefonisch  
und online 

Erhebungszeitraum:  
30. August bis 8. Oktober 2018
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In einer Demokratie ist eine hundert- 
prozentige Zufriedenheit mit dem Status 
quo weder zu erwarten noch wün-
schenswert. Doch auf Dauer müssen die 
Menschen merken, dass die zentralen 
demokratischen Versprechen wie Gleich-
heit, Mitbestimmung und Wohlstand 
auch für sie gelten. 
Martina Zandonella (Studienleiterin ÖDM)

Es ist eine bleibende Herausforderung  
für alle DemokratInnen, sich immer  
wieder neu um das Vertrauen der Men-
schen und den sozialen Ausgleich.  
Es darf uns kein Mensch für die Demo-
kratie verloren gehen.
Günther Ogris
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Ein großes Stück Wegs voran
Die Zweite Republik brachte einen mächtigen Demokratisierungsschub

Der Österreichische Demokratie Monitor zeigt Frühwarnsignale, aber er 
spiegelt auch wider, wie sich Demokratie in Gesellschaft und Alltag veran-
kert und zu mehr Freiheit und Mitbestimmung geführt hat.

So zeigen unsere Daten im Generationenvergleich einen deutlichen Demo-
kratisierungsschub: Je jünger die Befragten, umso mehr konnten sie bereits 
in der Schule Demokratie leben und lernen.

Die Jungen sind die Zukunft der Demokratie
Schwerpunktthema Jugend im Auftrag des Österreichischen Parlaments

Jede Generation bringt neue Fragen in die Demokratie hinein. Daher hat das 
Österreichische Parlament einen Sonderschwerpunkt im ÖDM beauftragt: 
Wie denken junge BürgerInnen im Alter von 16 bis 26 Jahren über die Demo- 
kratie? Wie erleben und gestalten sie ihre Rolle im politischen Prozess?

Positives Demokratiebewusstsein

Die jungen Menschen stehen der Demokratie sehr positiv gegenüber. Auch 
den demokratischen Institutionen vertrauen die jungen Menschen im sel- 
ben Ausmaß wie die ältere Bevölkerung. In Bezug auf die Europäische Union 
ist das Vertrauen der jungen Menschen höher.

Abgesehen von der Teilnahme an Wahlen beteiligen sich die jungen Men-
schen besonders häufig im direkten Umfeld – in der Schule, der Arbeit oder 
der Nachbarschaft. Ihr Engagement liegt hier sogar über jenem der älteren 
Bevölkerung.

Politische Bildung aus Sicht der Jungen ausbaufähig

Wie funktioniert Politik, wie führt man politische Debatten, welche Rechte 
hat man als BürgerIn und wie kann man sich beteiligen? Eine Mehrheit der 
Jungen ist der Ansicht, in diesen Fragen zu wenig politische Bildung erhal- 
ten zu haben.

Mitbestimmung im Generationenvergleich

Wie war das bei Ihnen als Kind: Wie oft konnten Sie in der Schule mitbestimmen,  
also z.B. Vorschläge einbringen oder sich an Entscheidungen beteiligen?

Aus unserer Forschung wissen wir,  
dass sich junge Menschen für politische 
und soziale Themen interessieren.  
Das schulische Umfeld bietet eine große 
Chance, dieses Interesse für die politische 
Bildung abzuholen. Dafür braucht es  
aber ausreichend Zeit und Ressourcen, 
auch für die Lehrkräfte.
Martina Zandonella (Studienleiterin ÖDM)
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Mehr politische Bildung gewünscht

16- bis 26-Jährige: Haben Sie in der Schule gelernt …
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Die Zeit um 1500 war eine der spannendsten Zeitenwenden der Geschichte.
Altes mischte sich mit Neuem. Der Mensch, der diese Übergangszeit ideal
verkörperte, war Kaiser Maximilian I. Er verehrte noch die alten Ritterideale
und stand doch schon mit beiden Füßen in der Renaissance.
Er liebte die Natur und die Jagd und verkehrte zugleich mit den größten
Künstlern seiner Zeit. Wie keiner verstand er es, Werbung zu machen — für
das Haus Österreich und für sich. Mit diesem Kaiser begann der Aufstieg
der Habsburger zur europäischen Großmacht. Seinen Erben hinterließ er ein
Schuldenchaos — und ein Weltreich.
Jetzt online bestellen um 8,90 Euro, für „Presse“-Abonnenten nur 6,90 Euro.
DiePresse.com/geschichte

Maximilian I.

Mehr als nur der „letzte Ritter“

„Die Presse“ GESCHICHTE

Preis 8,90 Euro

Die Habsburger im Mittelalter ➽ Burgund und die reiche Braut ➽ Tirol, das Lieblingsland
Turniere und Ritterideale ➽ Österreich wird Großmacht ➽ Was blieb von Kaiser Maximilian?
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Erscheint am 6. März

UMFRAGE: Angenommen, die Bundesregierung kündigt folgende Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit/Einschränkung der Freiheit an – würden
Sie zustimmen?

Einschränkung der
Meinungsfreiheit

Überwachung von
Telefongesprächen

Einschränkung des
Demonstrations-

rechts

Videoüberwachung
öffentlicher Plätze

Quelle: Sora (2153 befragte Personen mit Wohnsitz in Österreich ab 16 Jahren) · Grafik: „Die Presse“ · GK
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Manche Unionsbürger haben
gleich zwei Mal die Wahl
EU-Wahl. Eine Person darf nicht in zwei Ländern ihre Stimme abgeben.
Ausländer in Österreich können es sich aber aussuchen, wo sie wählen.

Wien. Für gewöhnlich haben EU-Bürger mit
einem fremden Pass in Österreich einen
Nachteil, wenn es um dasWahlrecht geht. Es
gibt für sie nämlich keines – einmal abgese-
hen von der Kommunalebene. Bei der kom-
menden Europawahl am 26. Mai sind sie in
gewisser Hinsicht privilegiert: Sie können
entscheiden, in welchem Land sie ihre Stim-
me abgeben. In jenem, in dem sie gerade le-
ben. Oder in jenem, dessen Staatsbürger-
schaft sie besitzen. Eine Deutsche in Wien
kann also die österreichischen EU-Abgeord-
neten wählen, wenn sie möchte. Umgekehrt
kann ein Tiroler, der sich in Spanien nieder-
gelassen hat, den dortigen Mandataren sei-
ne Stimme geben.

Die Voraussetzungen dafür: EU-Bürger
dürfen nicht wegen einer strafrechtlichen
Verurteilung vomWahlrecht ausgeschlossen
sein, müssen am Wahltag mindestens 16
Jahre alt sein und den Hauptwohnsitz in Ös-
terreich haben. Und sie müssen einen An-
trag auf Eintragung in die Wählerevidenz ab-
geben. Das Formular erhält man entweder
direkt im Gemeindeamt (bzw. in Wien bei
der Magistratsabteilung 62) oder auf der
Website www.help.gv.at – inklusive Überset-
zungshilfen. Auch ein Identitätsnachweis
und der Meldezettel werden bei der Einrei-
chung benötigt.

Die Frist läuft am 12. März ab
Wer bei der kommenden EU-Wahl die öster-
reichischen Abgeordneten wählen möchte,
muss bis zum 12. März in der Wählerevi-
denz aufscheinen. Genau einen Monat ist
also dafür noch Zeit. Einmal in dem Register
eingetragen, bleibt man dort auch bis zum
Ende des Aufenthalts in Österreich. Man
wählt dann also auch bei der nächsten EU-
Wahl hier mit.

Bürger, die im Herkunftsland ihre Stim-
me abgeben möchten, brauchen hingegen
nichts zu unternehmen. Allerdings gilt zu
beachten, dass nicht jedes Land in der Euro-

päischen Union eine Briefwahl erlaubt. In
Tschechien, Irland, Malta und der Slowakei
ist das nicht der Fall. Außerdem gilt das ak-
tive Wahlalter von 16 Jahren bis auf Malta
nur in Österreich, alle anderen Staaten er-
lauben die Stimmabgabe erst ab dem 18.
Geburtstag. Unionsbürger können auch in
Österreich kandidieren: Mit 18 Jahren ist das
Mindestalter für das passive Wahlrecht auch
vergleichsweise niedrig. In Griechenland
und Italien müssen Kandidaten beispiels-
weisemindestens 25 Jahre alt sein.

Anzahl derWahlberechtigten steigt
Von der Möglichkeit, in Österreich mitzu-
wählen, machten bei der vergangenen EU-
Wahl im Jahr 2014 viele Unionsbürger Ge-
brauch: Insgesamt 33.184 Menschen. Im
Vergleich zum Urnengang im Jahr 2009 war
das ein Anstieg von rund neun Prozent. Die
meisten wahlberechtigten nicht österreichi-
schen Unionsbürger lebten in Wien, gefolgt
von Ober- und Niederösterreich. Die Anzahl
der Auslandsösterreicher, die in ihrem Her-
kunftsland wählen wollten, sank hingegen
um knappe 13 Prozent auf 34.773.

Eines ist Unionsbürgern allerdings nicht
erlaubt, selbst wenn sie Doppelstaatsbürger
sind: nämlich in zwei Ländern zu wählen.
Auch Menschen mit zwei Pässen müssen
sich für die Stimmabgabe in einem Staat
entscheiden. Für Schlagzeilen in eigener
Sache hatte in der Vergangenheit „Die
Zeit“-Chefredakteur Giovanni di Lorenzo
gesorgt. Er hatte während einer Fernseh-
sendung zugegeben, bei der Europawahl
zweimal gewählt zu haben. Einmal als ita-
lienischer Staatsbürger im Konsulat des
Landes in Hamburg und ein zweites Mal als
deutscher Staatsbürger in einer Hamburger
Volksschule. Die Staatsanwaltschaft ermit-
telte wegen des Verdachts der Wahlfäl-
schung, stellte das Verfahren aber wegen
geringer Schuld und gegen eine „namhafte“
finanzielle Auflage ein. (ib)

Studie. Österreichs Bürger sind mehrheitlich gegen einen Ausbau der Telefonüberwachung und gegen eine Einschränkung
des Demonstrationsrechts. Die Mehrheit fühlt sich frei, doch viele orten auch eine weltweite Verschwörung gegen sich.

Freiheit ist wichtiger als mehr Sicherheit
VON PHILIPP AICHINGER

Wien. Es ist eine Diskussion, die gerade in
den vergangenen Jahren neue Nahrung ge-
wonnen hat. Soll der Staat die Überwa-
chungsmaßnahmen ausdehnen, um für
mehr Sicherheit zu sorgen? Oder ist es wich-
tiger, die Freiheit der Bürger zu erhalten?

Österreichs Bevölkerung schlägt sich
laut einer am Dienstag veröffentlichten Stu-
die eher auf die Seite der Freiheit. So spricht
sich eine deutliche Mehrheit gegen neue
Maßnahmen zur Überwachung von Tele-
fongesprächen oder zur Einschränkung der
Meinungsfreiheit aus. Auch der politisch im-
mer wieder diskutierten Einschränkung des
Demonstrationsrechts wird eine klare Absa-
ge erteilt. Eine deutliche Mehrheit gibt es
hingegen für den Ausbau von Videoüberwa-
chung an öffentlichen Plätzen.

Konkret wurden die Bürger mit der Fra-
ge konfrontiert: „Angenommen, die Bun-
desregierung kündigt folgende Maßnahme
zur Erhöhung der Sicherheit/Einschränkung
der Freiheit an. Stimmen Sie dieser sehr,
ziemlich, wenig oder gar nicht zu?“ Die Er-
gebnisse (siehe Grafik) sind Teil der Studie
„Freiheitsindex Österreich 2018“. Sie wurde
vom Meinungsforschungsinstitut Sora im
Auftrag des Neos Lab, der Bildungsakademie
der pinken Partei, erstellt. Befragt wurden
dafür im Vorjahr insgesamt 2153 in Öster-
reich wohnhafte Personen (telefonisch und
online).

Die Studie zeigt, dass sich 54 Prozent der
Befragten frei fühlen, 22 Prozent als eher
frei. Die Demokratie in Österreich sieht aber
nur eine knappe Mehrheit von 51 Prozent
als frei an. 16 Prozent empfinden sie als un-
frei, der Rest kann sich nicht entscheiden.

Das Blatt wendet sich, wenn man fragt,
„ob die Politik die Herausforderungen unse-
rer Zeit lösen kann“. 58 Prozent vertrauen

diesbezüglich nicht oder eher nicht den
Volksvertretern. Auf sich selbst ist nach Mei-
nung der Bürger noch Verlass. Der Aussage
„Jeder ist seines Glückes Schmied. Wer sich
anstrengt, kann es auch zu etwas bringen“
könnenmehr als zwei Drittel zustimmen.

Viele fühlen sich kleingehalten
Leider wird man auf dem Weg nach oben
aber dann von einer globalen Verschwörung
behindert. Das meint zumindest die Mehr-
heit der Befragten. Der Aussage „Die Mäch-
tigen der Welt verschwören sich, um Men-
schen wie mich kleinzuhalten“ stimmen 56
Prozent sehr oder ziemlich zu. Eine Mehr-
heit bejaht auch die Aussage: „Die einen
sind oben, die anderen unten.“ Fast zwei
Drittel beklagen zudem, dass heute alles so
unsicher sei, „dass man häufig nicht mehr
weiß, wonachman sich richten soll“.

Positiv werden aber dann wieder die
EU-Grundfreiheiten gesehen. Sechs von
zehn Befragten halten es für einen Vorteil,
dass Bürger aus anderen EU-Staaten in Ös-

terreich arbeiten, acht von zehn befürwor-
ten den Verzicht auf Zölle, und 53 Prozent
halten es für einen Vorteil, wenn es keine
Grenzkontrollen innerhalb der EU gibt.

Und wie passt der Wunsch der Bürger
nach Freiheit in der Studie mit Wahlergeb-
nissen zusammen, in denen Parteien mit
dem Thema Sicherheit zuletzt stark punkten
konnten? Das Ansprechen von Ängsten
habe „sicherlich eine mobilisierende Kraft,
während es Mobilisierungen für die Freiheit
eigentlich nicht gibt“, analysierte Sora-Stu-
dienautor Günther Ogris auf Nachfrage.

Bei der Präsentation der Studie am
Dienstag im Neos Lab war auch die pinke
Parteichefin, Beate Meinl-Reisinger, dabei.
Sie erklärte, dass gerade bei der Debatte
rund um Innenminister Herbert Kickl (FPÖ)
das Thema Grundrechte politisch themati-
siert worden sei. Das Gefühl vieler Bürger,
dass man den Mächtigen ausgeliefert sei, er-
klärte sie mit dem Ignorieren von Anliegen,
die aus der Bevölkerung kommen wie etwa
dem Nichtraucherschutz in Lokalen. „Die

Bürger müssen das Gefühl haben, dass sie
etwas bewegen können. Es darf keine Parti-
zipation sein wie bei den jüngsten Volksbe-
gehren, bei der dann über die Bürger drü-
bergefahren wird“, meinteMeinl-Reisinger.

Leute wollen, dass die EU Probleme löst
Und auch die Europäische Union müsse ih-
ren Teil tun, damit die Bürger wieder stärker
der Politik vertrauen. „Die Leute wollen,
dass die EU große Themen angeht. Aber ge-
rade bei diesen ist sie oft nicht handlungsfä-
hig“, analysierte die Neos-Klubchefin.

Dass den Österreichern laut der Studie
Freiheit sehr wichtig ist, freute die Liberalen-
Chefin naturgemäß. Auf die Frage, warum
die Neos dann mit diesem Thema bei Wah-
len nicht mehr Stimmen lukrieren konnten,
ging sie aber nicht näher ein. Zum Thema
Freiheit wird die pinke Akademie jedenfalls
in den nächsten Jahren Folgestudien in Auf-
trag geben. Dadurch will man künftig auch
wissen, in welche Richtung sich das Frei-
heitsgefühl der Bevölkerung verschiebt.

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer aomlibraryuniwien - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.
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Wenn die Signale
die Politik ersetzen
In der Politik sind auch die Si-
gnale wichtig, schließlich sollen
die Menschen ja merken, dass
es sie – die Politik – gibt. Dieser
Grundsatz sollte aber tunlichst
nicht so weit getrieben werden,
dass die Signale den Inhalt er-

setzen. Bei einigen Aktivitäten
der Bundesregierung hat man
durchaus diesen Eindruck. Etwa
bei den am Dienstag vorgeleg-
ten Plänen gegen „Hass im
Netz“, bei denen niemand –
am wenigsten die Bundesregie-
rung – weiß, wie sie eigentlich
durchgesetzt werden sollen,

aber Hauptsache, es gab einen
„Gipfel“. Oder bei der sinnbefrei-
ten Abschiebung junger Asylbe-
werber, die, auch zum Wohle un-
seres Landes, eine Lehrausbildung
machen. Von diesen Abschiebun-
gen hat niemand etwas, im Gegen-
teil, aber sie signalisieren, dass die
Regierung in der Ausländerfrage
hart bleibt. Hier trampelt die Si-
gnalpolitik blindlings, um nicht zu
sagen vorsätzlich, über Menschen-
schicksale hinweg. Auch die SPÖ,
die sich neuerdings darin gefällt,
die geplante Bundesstaatsreform
platzen zu lassen, beherrscht die
Politik der Signale: Man will signa-
lisieren, dass die Regierung nichts
weiterbringt. Was leider unser
Land nicht weiterbringt.

GLOSSE
Andreas Koller

Eine Umfrage zeigt: Österreich ist eine gefestigte Demokratie.
Doch es gibt eine Gruppe, die ihr den Rücken gekehrt hat.

WIEN. 100 Jahre nach der Grün-
dung der Republik ist die Demo-
kratie fest in der Bevölkerung
verankert. Neun von zehn Öster-
reichern sehen in ihr die beste
Staatsform, weil sie garantiert,
dass trotz unterschiedlicher Mei-
nungen gemeinsam Lösungen
gesucht werden. Nur eine ver-
schwindende Minderheit von
vier Prozent wünscht sich eine
autokratische Herrschaft durch
einen „starken Mann“. – Das sind
die Kernergebnisse einer neuen
Umfrage des SORA-Instituts.

Die Österreicher haben dem-
nach ein breites Demokratiever-
ständnis. Demokratie besteht für
sie nicht nur aus dem Wählen,
sondern auch aus der Gewalten-
teilung, der Rechtsstaatlichkeit,
dem Minderheitenschutz, der
Bürgerbeteiligung und vor allem
aus dem sozialen Ausgleich.

Dieser letzte Punkt ist es, der
Anhänger und Skeptiker der De-
mokratie spaltet: Personen, die
ihre finanzielle Zukunft sehr gut
abgesichert sehen, sind laut der

Umfrage zu mehr als drei Viertel
mit dem Funktionieren der Demo-
kratie zufrieden. Hingegen sind
Personen, die finanzielle Zukunfts-
sorgen haben, nur zu 40 Prozent zu-
frieden. Mehr als 85 Prozent dieser
Gruppe fühlen sich von der Politik
auch nicht mehr gehört.

Bedenklich ist, dass gerade diese
Personen sich wenig um Politik
kümmern. Ein Fünftel von ihnen
geht auch nicht mehr wählen.

Studienautorin Martina Zando-
nella sieht in diesen Zahlen ein
Warnsignal: „Die Menschen müs-
sen merken, dass die zentralen Ver-
sprechen der Demokratie – Gleich-
heit, Mitbestimmung und Wohl-
stand – auch für sie gelten“, erklärt
sie. Ansonsten bestehe die Gefahr,
dass das politische System als Gan-
zes auf Ablehnung stoße.

Für Demokratie ist,
wer ihren Nutzen spürt

Doch davon scheint Österreich
weit entfernt zu sein. Bei der Um-
frage zeigten sich zwei Drittel der
Befragten überzeugt, dass die De-
mokratie in Österreich gut funktio-
niert. Das Vertrauen in Institutio-
nen wie Polizei, Justiz und Verwal-
tung liegt zwischen 60 und 75 Pro-
zent. Schlechter schneiden das Par-
lament mit 48, die Regierung mit 43
und die EU mit 39 Prozent ab.

Auf die Frage, wie die Demokratie
verbessert werden könnte, wurde
am häufigsten (63 Prozent) der Aus-
bau der Arbeitnehmerrechte ge-
nannt, es folgten der Wunsch nach
mehr Bürgerbeteiligung sowie nach
einer Stärkung der Unabhängigkeit
der Gerichte und der Medien.

Die hier zitierte Studie nennt sich
„Österreichischer Demokratie Mo-
nitor 2018“. Es handelt sich um eine
besonders große und damit beson-
ders genaue Umfrage unter mehr
als 2000 Österreichern. Durchge-
führt wurde sie vom Meinungsfor-
schungsinstitut SORA im Auftrag
großer Institutionen wie ÖGB und
Industriellenvereinigung. pur

Niessl ärgert sich über seine Parteifreunde
Die Regierung appelliert an die SPÖ, die paktierten Kompetenzbereinigungen nicht zu blockieren.

WIEN. Dass die SPÖ die zwischen
Bund und Ländern vereinbarten
Kompetenzbereinigungen plötz-
lich blockiert, ärgert Burgen-
lands Landeshauptmann Hans
Niessl (SPÖ). Als Vorsitzender
der LH-Konferenz hat er das Pa-
ket maßgeblich mitverhandelt.
Für „aus der Luft gegriffen“ hält
er in der „Kronen Zeitung“ die
Bedenken seiner Parteifreunde.
Und überhaupt: „Wir haben das
so vereinbart, also soll man das
jetzt auch so machen.“

Auch die Regierungsspitze ap-
pelliert an die SPÖ, ihre Weige-
rung zu überdenken. Man hoffe,
dass auch für sie das Wort der
Landeshauptleute (darunter drei
Sozialdemokraten, Anm.) zähle.

Die Kompetenzbereinigungen
können nur mit Zweidrittelmehr-
heit beschlossen werden. Zwar wä-
re im Nationalrat dank Neos auch
ohne SPÖ eine Verfassungsmehr-

heit möglich. Die Pinken stehen
aber nicht zur Verfügung, weil sie
einen Punkt des Pakets strikt ableh-
nen: die Verländerung der Kinder-
und Jugendhilfe. Und spätestens im

Bundesrat wäre die Regierung wie-
der auf die SPÖ-Stimmen angewie-
sen, da es in der Länderkammer des
Parlaments ohne sie keine Zweidrit-
telmehrheit gibt.

Die SPÖ verlangt neuerdings,
dass erst die von Regierung und
Ländern angekündigte 15a-Verein-
barung, die Mindeststandards für
die Kinder- und Jugendhilfe festle-
gen soll, verhandelt und beschlos-
sen werden müsse. Danach könne
man über eine Zustimmung zum
Paket reden. Für die Landeschefs
von Vorarlberg, Tirol und Oberös-
terreich (alle ÖVP) sind das takti-
sche Spielchen. Es sei ja ohnehin
vereinbart, dass die Kompetenz erst
wandere, wenn der 15a-Vertrag vor-
liege. i.b.

40 überschießende
Regelungenwerden
zurückgenommen
WIEN. Eine Regierungsvorlage von
Justizminister Josef Moser (ÖVP)
gegen die Übererfüllung von EU-
Vorgaben (Gold Plating) hat den Mi-
nisterrat passiert. In diesem ersten
Schritt sollen überschießende Re-
gelungen in 40 Fällen zurückge-
nommen werden; laut Ministerrats-
vortrag handelt es sich um „über-
flüssige Mitteilungs-, Melde-, Zu-
lassungs- bzw. Prüfpflichten“. So-
zial- und Umweltstandards würden
weder jetzt noch in den geplanten
weiteren Schritten angerührt, ver-
sichert man im Justizressort. Das
Gesetz kann nun fünf Wochen lang
begutachtet werden. Der Beschluss
im Plenum ist für Jänner angepeilt,
in Kraft treten sollen die Deregulie-
rungen 2019. SN,APA

Exzellenzinitiative
kommt imMai 2019
WIEN. Die Konzepte für zwei zen-
trale Vorhaben der Regierung im
Wissenschaftsbereich – das For-
schungsfinanzierungsgesetz und
die Exzellenzinitiative – sollen bis
Mai 2019 stehen. Das kündigt Bil-
dungsminister Heinz Faßmann
(ÖVP) an. Bei der Exzellenzini-
tiative geht es darum, internatio-
nal herzeigbare Forschungsberei-
che längerfristig finanziell so
auszustatten, dass sie internatio-
nal attraktiv sind, etwa bei der
Ausschreibung von Professuren.
Das Forschungsfinanzierungsge-
setz soll den Weg weisen, wie bis
Ende der Legislaturperiode eine
Forschungsquote von 3,76 Pro-
zent erreicht werden kann. SN,APA

Je 30 neue Lehrstühle
für Linzer Uni und WU
LINZ,WIEN.Der Reihe nach schlie-
ßen die Universitäten mit dem
Bildungsministerium nun die
Leistungsvereinbarungen 2019
bis 2021 ab. Das Budget der
Johannes-Kepler-Universität in
Linz steigt um 105 Mill. auf rund
500 Mill. Euro, so können 30 neue
Lehrstühle geschaffen werden.
30 neue Professuren kann auch
die Wirtschaftsuni Wien schaf-
fen, deren Budget von 363 Mill.
auf 424 Mill. Euro steigt. Ein Auf-
nahmeverfahren für das Fach
Wirtschaftsrecht kommt. SN,APA

KURZ GEMELDETVan der Bellen
auf den Spuren
seiner Ahnen
DEN HAAG. Bundespräsident Ale-
xander Van der Bellen ist am Mitt-
woch zu einem offiziellen Besuch in
den Niederlanden eingetroffen. Er
begibt sich damit auf die Spuren
seiner Ahnen, stammt doch seine
Familie aus Holland. 1763 zog ein
Vorfahre, ein holländischer Glaser,
ins Zarenreich, wo die Familie blieb,
bis 1917 der Vater des Bundespräsi-
denten vor der Roten Armee nach
Estland flüchten musste. Von Est-
land gelangte die Familie schließ-
lich nach Wien und Tirol. SN,APA

„Think Austria“ im
Kanzleramt hat zu
denken begonnen
WIEN. Die von Bundeskanzler Se-
bastian Kurz (ÖVP) installierte Stra-
tegie-Stabsstelle „Think Austria“
hat am Mittwoch im Kanzleramt ih-
re Arbeit aufgenommen. Der Regie-
rungschef empfing die für diese
neue Einheit tätigen Experten, da-
runter etwa den ehemaligen UNO-
Generalsekretär Ban Ki Moon und
die frühere Grün-Politikerin Moni-
ka Langthaler. Die Stabsstelle soll,
wie Kurz sagte, über ein „Fitness-
programm für die Zukunft Öster-
reichs“ nachdenken. SN,APA

Hans Niessl
(SPÖ) undHeinz-
Christian Strache
(FPÖ) bei der
Präsentation
der Kompetenz-
bereinigungen
imOktober.
BILD: SN/APA

Break-xit . . . WWW.SN.AT/WIZANY

Nur vier Prozent
träumen vom
„starkenMann“
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 Österreichischer Demokratie Monitor im Diskurs

Mit über 100 Medienclippings – unter anderem am Cover des Standard –  
ist der Österreichische Demokratie Monitor fest in der journalistischen 
Öffentlichkeit angekommen und hat sich in kurzer Zeit als Referenz für die 
öffentliche Debatte etabliert.

Über die Medienöffentlichkeit hinaus ist uns die direkte Diskussion beson-
ders wichtig. Wir bedanken uns bei allen KooperationspartnerInnen für die 
Möglichkeit, die Erkenntnisse des ÖDM in den Diskurs einbringen zu können:

11. Oktober 2018	 Kickoff zur Veranstaltungsreihe DEMOKRATIE! im aus- 
	 gebuchten „Reitersaal“ der ÖKB in Wien.
	 Kooperation mit der Wiener Zeitung

12. Oktober 2018	 Pressekonferenz im Presseclub Concordia, 
	 erste Vorstellung des ÖDM und seiner FörderInnen.

6. November 2018	 ORF-Dialogforum zum Thema „Ist die Demokratie in  
	 Europa in Gefahr?“, Podiumsdiskussion mit  
	 Günther Ogris.

	 Report Spezial: „100 Jahre Republik – Wie stark ist  
	 unsere Demokratie?“ – Präsentation von Ergebnissen  
	 des ÖDM und erstmals Diskussion mit zwölf auf Basis  
	 des ÖDM repräsentativ ausgewählten Österreicher- 
	 innen und Österreichern am „rot-weiß-roten Tisch“.

„Report Spezial: 100 Jahre Republik – Wie stark ist unsere 
Demokratie?“ – Zwölf repräsentativ aufgrund des ÖDM 
ausgewählte Personen diskutieren mit Susanne Schnabl im 
ORF-Studio.
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Februar 2019	 Eine Ausgabe der Informationen zur Politischen Bildung  
	 widmet sich dem Thema „Demokratiebewusstsein  
	 stärken“ und beinhaltet einen Beitrag zu den Ergebnis- 
	 sen des ÖDM.
	 Kooperation mit dem forum politische bildung

23. Februar 2019	 Präsentation des Freiheitindex Österreich auf Basis der  
	 Daten des ÖDM.
	 Kooperation mit dem NEOS Lab

4. April 2019	 Zweite Veranstaltung im Rahmen der Reihe DEMO-	
	 KRATIE! zum Thema „Europa zwischen politischer  
	 Vision und kommerziellem Nutzen“
	 Kooperation mit der Wiener Zeitung

9. April 2019	 Key Note „Wie messen wir die Qualität unserer Demo- 
	 kratie?“, Veranstaltung des Klub Demokratie

13. Juni 2019	 Dritte Veranstaltung im Rahmen der Reihe DEMO-	
	 KRATIE! zum Thema „Demokratische Erneuerung“
	 Kooperation mit der Wiener Zeitung

Ausblick 2019

Juni–August	 Empirische Datenerhebung für den ÖDM 2019

August	 Veröffentlichung der Daten der ersten Welle des ÖDM  
	 im AUSSDA – The Austrian Social Science Data Archive

Oktober–November	 Präsentation der Ergebnisse des ÖDM 2019 (Presse- 
	 konferenz, Veranstaltung in Kooperation mit dem  
	 Österreichischen Parlament)

Präsentation des Freiheitsindex mit  
Beate Meinl-Reisinger, Birgit Allerstorfer und 
Günther Ogris.

14. November 2018	 Präsentation der Ergebnisse des ÖDM im Rahmen einer  
	 parlamentarischen Veranstaltung im Palais Epstein;  
	 Diskussion der Ergebnisse mit den Jugendsprecher- 
	 Innen der Parteien. 
	 https://www.parlament.gv.at/PAKT/PR/JAHR_2018/PK1277/
	 index.shtml
	 https://www.parlament.gv.at/SERV/FOTO/VER/835173/ 
	 8166321.shtml

November 2018	 Publikation „Der ORF und die Demokratie“ im Studien- 
	 band „Der Auftrag Demokratie“ (ORF Public Value  
	 Studie 2018)
	 https://zukunft.orf.at/rte/upload/texte/qualitaetssicherung/
	 2018/orf_public_value_studie_demokratie_2018.pdf 

Jänner 2019	 Veröffentlichung Fokusbericht Demokratie Monitor  
	 2018,  
	 https://demokratiemonitor.at

	 Veröffentlichung Sonderauswertung zu den jungen  
	 Menschen, 
	 https://www.parlament.gv.at/SERV/STUD/DEMENTW/index.
	 shtml

9. Jänner 2019	 Gastvorlesung am Institut für Politikwissenschaft,  
	 Universität Wien

29. Jänner 2019	 Vortrag zum ÖDM an der des FH des WIFI Wien

Februar 2019	 Die Zeitschrift polis aktuell richtet sich speziell an Lehr- 
	 kräfte und bereitet Themen für die Verwendung im  
	 Unterricht auf. Die Ausgabe 2019/01 ist ganz dem  
	 ÖDM gewidmet.
	 Kooperation mit dem zentrum polis

Parlamentssprecher Karl-Heinz Grundböck 
moderiert eine Diskussion der Ergebnisse des 
ÖDM 2018 mit SprecherInnen der Parteien 
im Palais Epstein.
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DEMOKRATIE!
Die Veranstaltungsreihe zum ÖDM

Die Zukunft der Demokratie ist unsicher geworden. Rund 900.000 Ergeb- 
nisse bringt eine Google Suche nach der Wortkombination „future of  
democracy“. – Qualitätsmedien weltweit befassen sich mit dem Thema. 

Kooperation mit der Wiener Zeitung

In Zusammenarbeit mit der Wiener Zeitung haben wir daher eine Diskus- 
sionsreihe konzipiert, die den ÖDM inhaltlich vertieft und begleitet.  
Die Veranstaltungsreihe „DEMOKRATIE!“ bringt Persönlichkeiten aus dem 
In- und Ausland ins Gespräch über:

MACHT: Wer hat sie, wer kontrolliert sie, was bedeutet Populismus?

UNGLEICHHEIT: Wie viel Ungleichheit verträgt die Demokratie?

EUROPA: Retter oder Totengräber für die Demokratie?

MEDIEN: Wer rettet die Wahrheit im digitalen Ozean?

JUGEND: Was bringt die Demokratie der nächsten Generation?

Hochkarätige Gäste

In den ersten beiden Veranstaltungen diskutierten:

•	 Ulrike Liebert, Universität Bremen, Jean Monnet Center for European  
	 Studies
•	 Claude Longchamp, 30 Jahre politischer Kommentator im Schweizer  
	 Fernsehen und gefragter Analytiker in internationalen Medien
•	 Philippe Narval, Geschäftsführer des Europäischen Forums Alpbach
•	 Paul Schmidt, Generalsekretär der Österreichischen Gesellschaft für  
	 Europapolitik
•	 Robert Vehrkamp, Direktor des Programms „Zukunft der Demokratie“  
	 der Bertelsmann Stiftung
•	 Martina Zandonella, Studienleiterin Österreichischer Demokratie  
	 Monitor beim SORA-Institut

Mit freundlicher Unterstützung der ERSTE Stiftung.
Gefördert von der Kulturabteilung der Stadt Wien, Wissenschafts- und Forschungsförderung. 

© Wiener Zeitung / Simon Rainsborough



Ein großer Dank

Der Österreichische Demokratie Monitor ist ein Jahr alt. 
WIR DANKEN allen Weggefährten und FreundInnen, Förderern und Koope- 
rationspartnern, die sich für die gemeinsame Sache eingesetzt und die 
Verwirklichung möglich gemacht haben!

Besonders danken wir für die finanzielle Unterstützung:

Für die gemeinsame Konzeption der Veranstaltungsreihe DEMOKRATIE! danken wir 
Wolfgang Renner und der Wiener Zeitung.

Für die Zusammenarbeit bei der Veröffentlichung und Dissemination der Ergebnisse 
des Österreichischen Demokratie Monitors danken wir unseren Kooperations- 
partnern:

Demokratie Monitor macht Schule

Ein herzlicher Dank an Patricia Hladschik und das Zentrum 
polis für die Initiative, das Thema Demokratie und den ÖDM 
für den Schulunterricht praktisch aufzubereiten.

Demokratie: miteinander reden und Lösungen suchen

„Miteinander reden und Lösungen suchen“, das bedeutet Demokratie für 
ÖsterreicherInnen im Alltag. Dieses Motto hat das Zentrum polis für ein 
Schwerpunktheft zum Thema Demokratie in der politischen Bildung ge-
nommen, das im Februar 2019 erschienen ist:

•	 Welches Demokratieverständnis haben Menschen, die in Österreich  
	 leben? 
•	 Was bedeuten Demokratie und Partizipation?
•	 Und wie kann man Demokratie messen und die Ergebnisse von Statisti- 
	 ken und Umfragen einschätzen und einordnen?

Praktische Aufbereitung für den Unterricht

In praktischen Unterrichtsbeispielen können sich die SchülerInnen mit  
verschiedenen Partizipationsmöglichkeiten beschäftigen; sie lernen, einen  
Fragebogen auszufüllen und gemeinsam auszuwerten und setzen die 

Ergebnisse in Beziehung zu anderen 
Resultaten. 
(mehr unter www.politiklernen.at/
demokratieverstaendnis)

Ebenfalls dem Thema Demokratie 
widmet sich Ausgabe 44 der Infor-
mationen zur Politischen Bildung 
unter dem Titel „Demokratie- 
bewusstsein stärken“: 
http://www.politischebildung.com/
pdfs/fpb-44-online.pdf 

2019Nr. 1polis aktuell

 Demokratie messen?

 Einstellungen zur Demokratie

 Junge Menschen und Demokratie

 Arbeiten mit Umfragen und Statistiken

 Unterrichtsideen, Materialien und Links

DemokratieverstänDnis



www.demokratiemonitor.at


